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1. Einleitung

Das Thema „Sozialraumorientierung“ – und
damit auch die sozialraumorientierte Jugend-
hilfeplanung – steht gegenwärtig in der Ju-
gendhilfe hoch im Kurs. Dabei ist das Konzept
des Sozialraumbezuges in der Sozialarbeit und
Sozialpädagogik wahrlich keine neue Idee 2.
Schon in den Anfängen der organisierten Sozi-
alarbeit (Armenfürsorge) im 19. Jahrhundert
war die Orientierung am Quartier, den Lebens-
räumen und Wohnorten der Armen, Unterpri-
vilegierten bzw. proletarisierten Schichten der
Bevölkerung sinnstiftend und ausschlagge-
bend. Der Blick war schon damals immer auch
gerichtet auf die zerstörerischen und verführe-
rischen Einflüsse des Milieus, auf die fatalen
Wirkungen von Arbeitslosigkeit, Ausbeutung,
Kinderarbeit, beeinträchtigenden und gesund-
heitsschädlichen Wohnverhältnisse, Krimina-
lität und Prostitution. Folgerichtig wurde beim
„Elberfelder System“ die Stadt „in viele kleine
Quartiere eingeteilt, denen jeweils ein ehren-
amtlich tätiger Bürger als Armenpflege vor-
stand“ (MÜLLER 1985, S. 18). „Sozialräumliche
Kundigkeit“ (BÖHNISCH) war eine wichtige
und wesentliche Voraussetzung wirksamer Ar-
menpflege und Kinder- und Jugendfürsorge.
Und nicht ohne Grund ist bis heute im zentra-
len Dienst der Kinder- und Jugendhilfe, dem
Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD), früher der
Familienfürsorge, die sozialräumliche Zustän-
digkeit – daher auch Bezirkssozialarbeit – ein
wesentliches und strukturgebendes Organisa-
tionsprinzip.

Dennoch hat es in der Sozialarbeit und Sozi-
alpädagogik immer wieder auch wirkungs-
mächtige Gegenbewegungen gegeben, die das
Konzept des im Sozialraum, im Quartier tätigen
sozialpädagogischen Generalisten als Leitori-
entierung in Frage gestellt und ein anderes Be-
rufsethos befördert haben. Insbesondere die
Strömungen zur Therapeutisierung und Spe-
zialisierung in Sozialarbeit und Sozialpädago-
gik haben wesentlich mit dazu beigetragen, das
Leitbild des sozialräumlichen Generalisten zu
entwerten und diesem das Ideal des auf spezi-
fische Verhaltensstörungen methodisch ausge-
richteten Professionellen entgegen zu stellen. 

Parallel zu dieser personenzentrierten Sicht-
weise und den hierauf bezogenen Arbeits-

ansätzen erfolgten aber immer wieder auch
Entwürfe, in deren Rahmen versucht wurde,
die sozialräumliche Perspektive aufzuwerten
und als Arbeitsprinzip zu verankern. Hierzu
gehörten vor allem die Gemeinwesenarbeit
und die Konzeption einer lebensweltorientier-
ten Jugendhilfe. 

Ursprünglich wurde der Ansatz der Gemein-
wesenarbeit in den dreißiger Jahren zur Akti-
vierung ländlicher Regionen in den USA ent-
wickelt und ist über die Niederlande in den
späten sechziger und frühen siebziger Jahren
auch nach Deutschland gekommen. Der Ansatz
Gemeinwesenarbeit enthielt (MÜLLER/ NIM-
MERMANN 1973; BOULET/ KRAUSS/ OEL-
SCHLÄGEL 1980) bereits wichtige Ansatz-
punkte und Handlungskonzepte, die sich auch
in der heutigen sozialraumorientierten sozialen
Arbeit wiederfinden. Hierzu gehören etwa Prin-
zipien und Zugangsweisen stadtteilorientierter
Handlungsstrategien, die Betonung des Akti-
vierungs- anstelle des Betreuungsgedankens
sowie das Anknüpfen an vorgefundene, sozial-
räumlich verankerte Netzwerkstrukturen und
Selbsthilfefähigkeiten der Adressat/innen. Auch
die erklärte Absicht, über politische Mobilisie-
rungsstrategien zu einer Verbesserung der ma-
teriellen Situation der Bevölkerung in einem
gegebenen Wohnquartier beizutragen und die
infrastrukturelle Ausstattung zu verbessern, da-
durch also die Einzelfallfixierung in der sozialen
Arbeit zu überwinden, gehört zu den in den
neueren Konzepten wieder aufgegriffenen An-
satzpunkten der Gemeinwesenarbeit. 

Eine zweite theoretisch-konzeptionelle Be-
gründungslinie der Sozialraumorientierung in
der Jugendhilfe/Sozialarbeit geht zurück auf
das vor allem von Hans Thiersch seit Ende der
70er Jahre entwickelte Konzept einer lebens-
weltorientierten Jugendhilfe (dazu im Überblick
THIERSCH 1992). Seine fachliche Bedeutung
und Wirksamkeit hat dieses Handlungskonzept
vor allem dadurch erfahren, dass es zur Grun-
dorientierung des 8. Jugendberichtes der Bun-
desregierung von 1990 wurde und dort im Kon-
text der sogenannten „Strukturmaximen“ der
Jugendhilfe - Prävention, Regionalisierung, All-
tagsnähe, Integration, Partizipation, Vernetzung
und Einmischung – den Status einer wesentli-
chen Leitorientierung für konzeptionelle Be-
gründungen und Weiterentwicklungen der Pra-
xis der Kinder- und Jugendhilfe erhielt. Eine
lebensweltorientierte soziale Arbeit bezieht sich
auf die Schnittstelle zwischen „objektiven“, ge-
sellschaftlich vorgegebenen Strukturen und
Entwicklungen sowie den subjektiven Deu-
tungsmustern und Handlungsweisen der Han-
delnden selbst, ihren individuellen und grup-
penspezifischen Bewältigungsmustern und den
darin aufscheinenden Stärken und Schwächen. 

1 Dieses Referat

basiert wesentlich
auf der Expertise
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Sozialraumorien-
tierte Planung –
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Konzepte, Bei-
spiele (Bearbeiter:
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Für die soziale Arbeit bedeutet dies, dass sie
beiträgt zur Entwicklung sozialräumlicher
Strukturen, die tragfähig und belastbar sind.
Dadurch können Handlungsprobleme und Le-
benskrisen im Vorfeld aufgefangen werden und
im Bedarfsfalle stehen entsprechende Bewälti-
gungsressourcen zur Verfügung. Soziale Arbeit
bedeutet aber auch, dass Hilfe nie direkt und
unvermittelt gegenüber Menschen durchge-
setzt, sondern im Medium von Verhandlungen
und Aushandlung realisiert werden muss.

2. Rolle und Auftrag einer sozialräum-

lichen Planung

2.1 Theoretische Annahmen

Ein wesentliches Ziel einer sowohl soziolo-
gisch als auch sozialpädagogisch abgeleiteten
Planung sollte es sein, die sozialräumlichen Le-
bensbedingungen der Menschen – insbeson-
dere die von Kindern, Jugendlichen und Fami-
lien – zu untersuchen und mit dazu beizutragen,
dass die soziale Infrastruktur unter Berücksich-
tigung der bewohnerspezifischen Interessen
und Bedürfnislagen bedarfsgerecht ausgebaut
und qualifiziert werden kann.

Mit Blick auf faktische bzw. potenzielle Be-
darfskonstellation kann dabei das folgende,
empirisch gut unterlegte Analysekonzept hilf-
reich sein: 
1. Unterschiedliche Lebenschancen und Le-

bensqualitäten werden in unserer Gesell-
schaft wesentlich immer noch durch verti-
kale Ungleichheiten bestimmt, die sich vor
allem in den Dimensionen Einkommen,
Stellung im Beruf, Bildung und Wohnen nie-
derschlagen.

2. Diese vertikale Ungleichheit wird überlagert
und z.T. verstärkt durch horizontale Dispa-
ritäten, hier vor allem die Geschlechtszu-
gehörigkeit, ethnisch-kulturelle Diskriminie-
rungen und lagebedingte (raumbezogene)
Beschränkungen.

3. Zur Verschärfung vertikal und horizontal be-
dingter Ungleichheiten tragen räumliche
Segregationen, d.h. die Entmischung der
Bevölkerung – vor allem in den Metropolre-
gionen – wesentlich bei. Raumbezogene Se-
gregationen können dabei sowohl als Folge
gesellschaftlicher Ungleichheiten entstehen
(Verdrängungsprozesse) als auch als deren
Verstärker angesehen werden.

4. Vertikale Ungleichheiten und lagebedingte
Deprivationen sind von großer Bedeutung
für die Lebensqualität von und in Familien
und haben nachhaltigen Einfluss auf Ablauf
und Inhalte der Sozialisations- bzw. Ent-
wicklungsprozesse von Kindern und Ju-
gendlichen (z.B. Bildungspartizipation, Inte-

gration, Gesundheit, abweichendes Verhal-
ten).

5. Daher können die genannten Aspekte als
zentrale bedarfsauslösende Faktoren und
Wirkungsgrößen für die Bestimmung ju-
gendhilfespezifischer Handlungserforder-
nisse angesehen werden. Regionen, in
denen sich vertikale und horizontale Un-
gleichheiten konzentrieren, überlagern und
wechselseitig verstärken, sind daher zentral
in den Blick der Kinder- und Jugendhilfe
und der hierauf bezogenen Planung zu neh-
men.

Nun können sich jugendhilfespezifische Be-
darfsdefinitionen mit einer entsprechenden Al-
lokation von Ressourcen nicht allein auf sozial-
strukturelle Analysen stützen. Und so hat auch
Ulrich BÜRGER (2001) zu Recht die Komplexität
des Themas „Bedarf“ und „Bedarfsermittlung“
betont. Er weist darauf hin, dass neben den so-
zialstrukturellen Bedingungen und Entwicklun-
gen, unter denen sich die Erziehung in Familien
vollzieht, hier auch jugendamtsspezifische
Wahrnehmungs-, Definitions- und Entschei-
dungsprozesse, politisch-fiskalische Einflus-
snahmen auf die Arbeit der Jugendämter,
Wechselwirkungen zwischen allgemeinen und
zielgruppenspezifischen, präventiven und kri-
senbezogenen sowie ambulanten und sta-
tionären Angeboten und Leistungen, Verände-
rungen in den Rechtsgrundlagen für
Jugendhilfeleistungen und demographische
Entwicklungen zu berücksichtigen sind.

Dennoch belegen vielfältige Erhebungen
(vgl. AMES/ BÜRGER 1997; BÜRGER 1998 und
1999; JORDAN 1999, STANKAT 1999, POTH-
MANN 2001) den enormen  und zentralen Ein-
fluss sozialer Benachteiligungen auf die Akti-
vitäten der Jugendhilfe. So fand z.B. Ulrich
Bürger, dass „ein erstaunlich starker Zusam-
menhang zwischen der Armutsbelastung in
den Bundesländern (operationalisiert über die
Merkmale Quote der Empfänger von Hilfe zum
Lebensunterhalt, Bevölkerungsdichte in den
Ländern, Arbeitslosenquote, Quote der Ein-El-
tern-Familien) und dem jeweiligen Heimunter-
bringungsbedarf dieser Länder“ (AMES/ BÜR-
GER 1997, S. 377) besteht. 

Manfred Stankat und ich konnten (JORDAN
1999, S. 62 ff.) – bezogen auf das Land Schles-
wig-Holstein – einen hohen statistischen Zu-
sammenhang zwischen dem Nettoaufwand pro
Jugendhilfeeinwohner und den Arbeitslosen-
quoten (r = 0,81), der Quote der minderjährigen
Sozialhilfeempfänger (r = 0.92) und der Bevöl-
kerungsdichte (r = 0,85) aufzeigen.

Gelegentlich werden – dies muss an dieser
Stelle fairerweise gesagt werden – auch Ein-
wände gegen die hier unterstellten Zusam-
menhänge und ihre Wirkungslogik vorgetragen
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(vgl. z.B. PLUTO u.a. 1999, ADER/ SCHRAPPER
2000, S. 34f.). Diese kritischen Hinweise können
aber – und sollen wohl auch nicht – das Modell
„Ermittlung von Jugendhilfebedarfen auf der
Basis von Sozialindikatoren“ grundsätzlich ver-
werfen. Denn die unterstellten und auch stati-
stisch belegten Zusammenhänge zwischen Ar-
mutsindikatoren und Jugendhilfebedarf sind
durch vielfältige theoretische Begründungen
und praktische Erfahrungen belegt. Die kriti-
schen Hinweise und Anmerkungen machen
jedoch darauf aufmerksam, dass es einer sorg-
fältigen Datenerhebung und Indikatorenaus-
wahl, einer genauen Kenntnis der Spezifika der
Sozialräume (z.B. Nivellierungseffekte durch
unterschiedlich zusammengesetzte Teilregio-
nen), angemessener Analysemodelle und einer
sensiblen Interpretation der Ergebnisse bedarf.

2.2 Lösungen (Verfahren)

Eine sozialraumorientierte Jugendhilfepla-
nung ist in besonderer Weise geeignet, bei der
Beantwortung der Fragen nach dem „WO“ –
Wo konzentrieren sich vertikale und horizontale
Disparitäten und entsprechende Jugendhilf-
ebedarfe? –, dem „WAS“ – Was macht die Be-
sonderheit dieser Sozialräume aus? – und dem
„WIE“ – Wie können geeignete Problemlösun-
gen und wirksame Angebote aussehen? – hilf-

reiche Unterstützung zu geben.
Konkret kann Planung hier ihren Beitrag lei-

sten durch 
■ eine differenzierte Analyse der Regionen

und ihrer Bevölkerung unter Bezug auf ver-
fügbare sozialstatistische Informationen (Er-
mittlung von Indikatoren zur Analyse sozia-
ler Lebenslagen),

■ kleinräumig angelegte Milieubeschreibun-
gen und Bestandsaufnahmen der Lebens-
lage unterschiedlicher Gruppen von Be-
wohner/innen,

■ die Organisation eines kooperativen Pla-
nungs- und Entwicklungsprozesses, der die
Beteiligung der Betroffenen ebenso wie res-
sortübergreifende Kooperationen herstellt
und nutzt,

■ die Beratung und Unterstützung von Politik
und Administration bei Entwicklungsaufga-
ben und Ressourcenentscheidungen und

■ nicht zuletzt durch eine begleitende Unter-
suchung der Veränderungseffekte und der
Wirkungen der sozialpolitischen und ju-
gendhilfespezifischen Initiativen.

3. Sozialraumbeschreibung

Wir können die vielfältigen Aspekte der Wir-
kung sozialräumlicher Aggregate – anknüpfend
an die eingangs benannten Raumdifferenzie-
rungen – vor allem auf zwei Ebenen erfassen,
die sich als sozialökologische Lebensverhält-
nisse (materielle sozialräumliche Existenzbe-
dingungen) und als soziokulturelle Lebenswel-
ten (normative, symbolische, kognitive
und/oder psycho-soziale Milieubindungen) be-
stimmen lassen. 

Unter dem Aspekt der Analyse des Sozialrau-
mes als Struktur sozialökologischer Lebensver-
hältnisse wird darauf abgezielt, dass sozial-
wirksame Raumstrukturen und raumwirksame
Sozialstrukturen „als soziale Aggregate Realität
(haben) unabhängig von der Wahrnehmung
der Individuen, die in ihnen leben [...]. [Sie] bil-
den den Hintergrund für die Herausbildung
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Korrelationen Arbeitslose minderjährige Einwohner Nettoaufwand pro 
Empfänger von je ha Jugendeinwohner

Hilfen zum 
Lebensunterhalt

Arbeitslose 0,91 0,71 0,81

minderjährige 0,91 0,88 0,92
Empfänger von Hilfen 
zum Lebensunterhalt

Einwohner je ha 0,71 0,88 0,85

Nettoaufwand pro 0,81 0,92 0,85
Jugendeinwohner

Jordan: Sozialraumorientierte Jugendhilfeplanung
Referat SPI 21.01.2002

Lösungsweg

Frage- Bezugsebene Zugang/
stellung Ergebnis

Wo? Sozialbezirk Quantitative 
(Region) Daten zur So- 

zialstruktur
– Sozialatlas

Was? Quartier Qualitative Daten 
(Profil) – Bewohner und  

Experten – 
Millieubeschreibung

Wie? Zielgruppen Betroffenen und 
Fachkräfte – Pro-
jektentwicklung



einer bestimmten örtlichen sozialkulturellen Le-
benswelt“ (MEULEMANN/ WEISHAUPT 1981,
S.91f.). 

Der erste und wesentliche Schritt zur Erstel-
lung einer Sozialraumbeschreibung ist die Fest-
legung von Planungsräumen. Die Planungs-
räume (Bezugsregionen) sollten unter
Berücksichtigung der jeweils relevanten Be-
trachtungs- und Steuerungsdimensionen und
der Datenverfügbarkeit festgelegt werden. Eine
Grenze der sekundärstatistischen Analyse von
Sozialräumen bzw. Sozialbezirken in den admi-
nistrativ vorgegebenen Zuschnitten liegt aller-
dings darin, dass die Raumzuschnitte nicht
immer den tatsächlichen Lebensräumen der
Bewohner/innen entsprechen. Bei einer ausge-
bauten Sozialstatistik ist dieses Problem aber
weitgehend lösbar.

So konnte z. B. eine neuere Studie zur sozial-
räumlichen Segregation in Hannover (BUIT-
HAUPT 2001) die Bevölkerungsstruktur (insge-
samt 518.181 Einw.) nicht nur auf der Ebene der
49 Stadtteile (durchschnittlich 10.575 Einw.),
sondern darüber hinaus auch auf der Ebene
von 385 Wahlbezirken (Quartiere – durch-
schnittlich 1.346 Einw.) durchgeführt werden.
Diese kleinräumige Gliederung erlaubt vielfäl-
tige Differenzierungen und Kombinationen
bzw. Verknüpfungen von Wohngebieten/Quar-
tieren.

Auf jeden Fall sollte ein „hierarchischer“ Auf-
bau der Planungsräume gesichert werden, d.h.
kleinräumige Planungsregionen sollten sich
immer aus größeren Gebietseinheiten ableiten. 

Der zweite Schritt zur Erstellung einer Sozial-
raumanalyse ist – nach der Bestimmung der
Planungsregionen (Bezirke/Stadtteile/Quartiere)
– die Erstellung und Abstimmung eines Daten-
konzeptes unter Berücksichtigung der wün-
schenswerten Datenbereiche, aber auch hin-
sichtlich des Arbeitsaufwandes, der intern oder
auch bei extern beteiligten Stellen investiert
werden soll und kann. 
Diese Daten sollten sich beziehen auf:
1. Bevölkerungs- und Sozialstruktur 

Bei begrenzten Zugängen und geringen
Ressourcen sollten hier im Minimum
(„Muss-Daten“) Daten zum Altersaufbau
der Bevölkerung, zur ökonomisch-materiel-
len Situation (Sozialhilfe/Arbeitslosigkeit),
zur Wohnsituation (Bevölkerungsdichte/
Wohneigentum), zur familiären Situation
(Alleinerziehende) und zur Segregation
(Ausländer) erhoben werden.

2. Interventionsstrukturen des Jugendamtes
Erfasst werden sollte hier vor allem die re-
gionale Verteilung der Hilfen zur Erziehung
(im Minimum Hilfen zur Erziehung außer-
halb der eigenen Familie) und der Jugend-
gerichtshilfe.

3. Einrichtungen und Dienste (soziale Infra-
struktur)
Hier geht es vor allem um das Angebot der
Kindertagesbetreuung, Jugendeinrichtun-
gen und spezifische Angebote für Kinder,
Jugendliche und Familien in Konflikt- und
Krisensituationen. 

Wichtig ist, sich immer wieder zu vergegen-
wärtigen, dass es hierbei nicht darum geht,
möglichst vollständig und umfassend Daten für
alle Aspekte der Sozial-, Interventions- und In-
frastruktur zu erfassen – dies wäre ggf. im Rah-
men von Fach- und Detailplanungen zu be-
werkstelligen. Vielmehr geht es wesentlich
darum, aussagekräftige Daten (Indikatoren) zur
Sozial- und Leistungsstruktur in (Teil-)Pla-
nungsregionen zu erfassen (Kerndaten), die
erste Aussagen zulassen über strukturelle
Aspekte sozialer Benachteiligung und hierauf
bezogener Bedarfe nach Sozial- und Jugendhil-
feleistungen. 

Bei begrenzten Ressourcen wird die Ent-
scheidung, welche Daten in die Sozialraum-
analyse einbezogen werden sollen, wesentlich
über das Kriterium der Datenverfügbarkeit
(siehe oben) mitbestimmt. Natürlich gilt es
dabei immer auch zu bedenken, dass eine un-
tere Grenze der Aussagefähigkeit nicht unter-
schritten wird („Muss-Daten“).

Auf der Grundlage der Analyse (Interpreta-
tion) der quantitativen Daten, hier vor allem der
Bewertung und Einordnung der Sozialstruktur
und der Aktivitäten der Sozial- und Jugendhilfe
in den jeweiligen Regionen sind im nächsten
Schritt einzelne (spezifische) Sozialräume (vor
allem auf der Ebene des Typs B/Stadtteil) bezo-
gen auf die Durchschnittswerte in der Gesamt-
region und der Ergebnisse anderer Teilpla-
nungsregionen auf einer Prioritäten- bzw.
Dringlichkeitsliste (Handlungsbedarf) anzuord-
nen. Diese erste Prioritätensetzung soll Mög-
lichkeiten eröffnen, um knappe Planungs- und
Handlungsressourcen gezielt und wirksam ein-
zusetzen. 

In der Darstellungsform eines Sozialatlasses
können dann auch die Verteilungen von be-
nachteiligten Regionen bzw. „Problemgebie-
ten“ im gesamten Planungsraum sichtbar ge-
macht werden (vgl. Beispiel
„Jugendspezifischer Sozialstrukturindex von
Hamburg“).

4. Milieuanalyse

Die Ausdifferenzierung bzw. Spaltung sozia-
ler Räume entlang der genannten Deprivati-
onsdimensionen kann sich in ihren konkreten
Erscheinungsformen und damit ihren sozialisa-
tionsbestimmenden Auswirkungen sehr unter-
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schiedlich darstellen. Deshalb bedarf es ge-
nauerer Untersuchungen, wie sich jeweils im
Konkreten die sozialen Milieus bzw. Quartier-
stypen mit Blick auf die zentralen Zielgruppen
der Kinder- und Jugendhilfe präsentieren.

Rainer Kilb hat in einem neueren Beitrag zum
Thema „Jugendkriminalität und sozialer
Raum“ (KILB 2002) unterschiedliche Segregati-
onsformen (städtischer) Räume skizziert:
a) Wohnquartiere in City- und Cityrandberei-

chen mit bevorstehenden oder zu erwarten-
den Nutzungsänderungen (Charakteristika:
hohe Lärm- und Umweltbelastungen, hohe
Migrantenanteile, Übergangswohnen, Kon-
sumanhäufung – Armutskonfrontation);

b) subzentrale Kernbereiche mit abge-
schwächt vergleichbaren Strukturen wie a);

c) Quartiere im Umfeld von Verkehrsdreh-
scheiben und Verkehrsmagistralen (hohe
Lärm-, Schmutz- und Umweltbelastungen,
Migrantenkonzentrationen, Übergangs-
wohngebiete);

d) traditionelle Industrie- und Arbeiterstadt-
teile/-siedlungen (die verbindenden ge-
meinsamen Arbeitsstätten fallen dort zu-
nehmend fort);

e) Großsiedlungen des sozialen Wohnungs-
baus der 20er, 50er und 60er Jahre;

f) Trabantenstadtteile/Großsiedlungen der
60er und 70er Jahre (residenzelle Segrega-
tion);

g) Hochhaussolitäre und punktuelle Massen-
unterkünfte (Belegungshotels, Obdachlo-
senunterkünfte, Aussiedler- und Asylunter-
künfte);

h) traditionelle Segregationssiedlungen (Ob-
dachlosen-, Übergangssiedlungen, Wohn-
wagensiedlungen. Bauwagen- und Contain-
erdörfer).

Diesen Quartierstypen lassen sich unter-
schiedliche Wirkungen von Exklusion und So-
zialisation zuordnen (Abspaltung – Konfronta-
tion – Verunsicherung – Desintegration) und
erfordern unterschiedliche Partizipations-,
Präventions- und Kriseninterventionsansätze. 

Lassen sich die sozialstatistischen Lebens-
verhältnisse über die Ermittlung und Interpre-
tation von Sozialstrukturdaten analysieren, so
können die Zusammenhänge von spezifischen
Auswirkungen und Prägungen des jeweiligen
Nahraums, des Quartiers und subjektiven Vor-
stellungen, Orientierungen und Perspektiven
sowie lokalen Traditionen und Lebensstilen mit
sozialkultureller Lebenswelten nur über diffe-
renzierte qualitative Studien erfasst werden. 

Die in diesem Zusammenhang bedeutsame
Frage nach dem Zusammenhang von objekti-
ven Problemlagen (etwa durch Indikatoren er-
mittelt), Selbsthilfepotenzialen und der Not-
wendigkeit kompensatorischer Sozial- und

Dienstleistungen kann erst durch differenzierte
Sozialraumanalysen beantwortet werden. Es
gibt also keinen nur quantitativ zu bestimmen-
den Bedarf an bestimmten sozialen Dienstlei-
stungen in bestimmten Regionen, sondern die-
ser Bedarf ist selbst abhängig von vorgängigen
Definitionen des Leistungsanspruchs, der Er-
wartungen, des Selbsthilfepotenzials etc. In die-
sem Zusammenhang bestimmt sich die Partizi-
pation Betroffener an Planung nicht nur als
Demokratieangebot, sondern auch als notwen-
dige Voraussetzung bedarfsgerechter Lei-
stungserbringung.

Wenn also bei der Bestimmung sozial be-
nachteiligter Stadtteile (oder „sozialer Brenn-
punkte“3) zumeist – und dies auch zu Recht –
auf sozialstatistische Kennzahlen über Arbeits-
losigkeit, Sozialhilfebedürftigkeit, ausländische
Bevölkerung etc. zurückgegriffen wird, so sollte
nicht übersehen werden, dass die Beurteilung
des Quartiers durch seine Bewohner/innen und
damit die Wahrnehmung der „Lebensqualität“,
die dieser Raum für seine Nutzer/innen bietet,
vielfältig sein kann. Mit dem Hinweis auf die
soziokulturellen Muster der Lebensbewältigung
kommt das „Milieu“ (das Quartier) als Grenze
bzw. Ressource der Lebensbewältigung, als Be-
einträchtigung sowie auch als Chance zur Exi-
stenzsicherung, des sozialen Austausches und
der Teilhabe an sozialen Angeboten und Insti-
tutionen in den Blick.

So haben KEIM und NEEF (2000) im Rahmen
einer Lokaluntersuchung in einem so genann-
ten „Problemstadtteil“ Personen und Haus-
halte vorgefunden, die in weitestgehender
Übereinstimmung mit den Regeln und Orien-
tierung der Mehrheitsgesellschaft ihre Erwerbs-
und Sozialbeziehungen innerhalb und außer-
halb des Quartiers organisieren („die Stabi-
len“), daneben aber auch „marginalisierte“
und „prekäre“ Bewohner/innen (Bewohner-
haushalte), denen die Wohnsituation, das Mi-
lieu, das Quartier wenig hilfreich ist, eher zu-
sätzliche Belastungen, Bedrohungen und
Beeinträchtigungen bringt. Konstatiert wird
somit eine Gleichzeitigkeit von unterstützenden
und von benachteiligenden Dimensionen der
Lebensbewältigung für die jeweiligen Be-
wohnergruppen. 

Wenn also in neueren Beiträgen über die sich
verschärfenden Problemkonstellationen und
Segregationsprozesse in den Städten (vgl.
ALISCH/ DANGSCHAT 1993; HÄUßERMANN
2000), von sich zuspitzenden Segregationspro-
zessen und den hiermit verknüpften psychoso-
zialen Folgen – Resignation, Apathie, Aggres-
sion, Vandalismus – berichtet und von
„überforderten Nachbarschaften“ (NEUHÖFER
1998) gesprochen wird, geht es in diesen Zu-
sammenhängen nicht nur um materielle Depri-
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men, gehäuft
auftreten“.



vationen (Arbeitslosigkeit, Abhängigkeit von
Transfereinkommen etc.), sondern auch um die
vermuteten, unterstellten bzw. herausgearbei-
teten Zusammenbrüche der sozialen Netzwerke
und sozialen Milieus, den Verlust von Ressour-
cen und Kompensationsmöglichkeiten in sozia-
len Nahräumen. 

5. Partizipation

Qualitative Sozialraumanalysen, wenn sie
denn die „Lebenswelten“ der Menschen ange-
messen erfassen wollen, sind ohne eine Betei-
ligung von Bürger/innen und Betroffenen nicht
gut vorstellbar. 

Nun zeigen alltägliche Erfahrungen ebenso
wie wissenschaftliche Analysen, dass der An-
spruch einer umfassenden Beteiligung einer
großen Zahl von Bürger/innen im politischen
wie im planerischen Alltag nur in Ansätzen ver-
wirklicht ist. Es wäre freilich kurzschlüssig, die
Ursachen für diese geringen Beteiligungen von
Bürger/innen und Betroffenen an „öffentlichen
Belangen“ in erster Linie bei diesen selbst zu
suchen (Stichwort: Politikverdrossenheit). Vie-
les deutet vielmehr darauf hin, dass die gesell-
schaftlichen und politischen Strukturen in ho-
chentwickelten Industriegesellschaften – also
auch in der Bundesrepublik – eine aktive Betei-
ligung von Bürger/innen und Betroffenen an
der sozialen und politischen Gestaltung des öf-
fentlichen Lebens eher behindern als fördern
(Stichworte: Experten- und Verbändeherrschaft,
Definitionsmacht organisierter Interessengrup-
pen, Handlungs- und Wissensvorsprung der
Verwaltung). 

Vor dem Hintergrund eingespielter Macht-
verteilungen zwischen etablierten „kommuna-
len Eliten“ ergeben sich vielfältige Barrieren
und Widerstände gegen die Forderungen nach
einer größeren und konsequenteren Beteili-
gung von Bürger/innen und Betroffenen an den
politischen Entscheidungen und Planungen auf
kommunaler Ebene. Auch wenn die größere
Problemlösungskapazität eines offenen, pro-
zessorientierten und an Beteiligung ausgerich-
teten Planungskonzeptes theoretisch und prak-
tisch plausibel gemacht werden kann, so
verhilft diese Einsicht dem Konzept noch nicht
zur Durchsetzung. Denn aus der Sicht etablier-
ter Institutionen hat die Einflussnahme von Be-
troffenen auf kommunale Politik und Verwal-
tung eher den Charakter einer Störung (im
Sinne von zusätzlichen Anforderungen an kom-
munale Politik und Verwaltung), die in aller
Regel nicht als Anreicherung und Verbesserung
der Problemlösungskapazität angesehen wird.

Diese Widerstände resultieren nun nicht al-
lein aus den Formen und Prinzipien kommuna-

ler Verwaltung (Hierarchie, Arbeitszerlegung,
Ressortdenken, Formalisierung von Abläufen
und Entscheidungen etc.) und/oder spezifi-
schen Interessenlagen lokaler Eliten oder ein-
flussreicher Gruppen (z.B. Gewerbetreibende,
Hausbesitzer, Traditionsvereine). Sie verweisen
auch auf gesellschaftliche Grundkonflikte. Ge-
rade im sozialen Bereich treten aufgrund un-
gleicher Verteilung ökonomischer und sozialer
Teilhabechancen Konflikte auf, die auf kommu-
naler Ebene und mit dem Mittel der Sozial- und
Jugendhilfeplanung kurz- und mittelfristig nur
in Teilbereichen gelöst werden können. An ent-
scheidenden Punkten (z.B. Arbeitslosigkeit,
Armut, Obdachlosigkeit, fehlende Mittel zur pri-
vaten Befriedigung von Bedürfnissen, Depriva-
tionen aufgrund sozialer und ethnischer Grup-
penzugehörigkeit) zeigen sich auf lokaler Ebene
Konfliktlagen, die in der Struktur der Gesamt-
gesellschaft verankert sind. Diese Konflikte
werden in verschiedenen Formen ausgetragen
(Anpassung, Auflehnung, „Ausstieg“, infor-
melle Alltagskulturen, staatliche Interventio-
nen, Unterdrückung, Ausgrenzung, politische
und soziale Initiativen).

6. Schluss

Im Ergebnis meine ich, dass das Konzept
einer sozialräumlichen Planung und Entwick-
lung ein sinnvolles und geeignetes Scharnier
darstellt, um Analysen, Bewertungen, Hand-
lungsstrategien und Projekte aus der Tradition
der Stadtsoziologie und der Stadtentwicklung
wie auch aus der Kinder- und Jugendhilfe zu
verbinden. In dem Bezug auf den „Sozial-
raum“, das Quartier, die Lebenswelt von Kin-
dern, Jugendlichen und Familien, ergibt sich
das Gemeinsame, die Schnittmenge, der Be-
gegnungsraum der unterschiedlichen Fakultä-
ten, Disziplinen und Professionen.

Diese verschränkte Sichtweise, die objektive
Belastungsfaktoren und subjektive Be- und
Verarbeitungspotenziale berücksichtigt, macht
es auch überhaupt erst möglich, dem Problem
sozialer Benachteiligungen unter sozialräumli-
cher Perspektive mit einem Konzept der sozia-
len Entwicklung (Empowerment) zu begegnen.
Denn so sehr sich auch politische, gesellschaft-
liche und ökonomische „Großwetterlagen“
dem kommunalplanerischen wie auch dem so-
zialarbeiterischen Zugriff entziehen, bestehen
doch Chancen und Gestaltungsmöglichkeiten
mit Blick auf die Stabilisierung, die Rekonstruk-
tion und die Aktivierung sozialer Milieus (Mi-
lieuarbeit). Da es dabei auf den „subjektiven
Faktor“ und die Verfasstheit und Belastbarkeit
der sozialen Beziehungen, in denen Menschen
ihren Alltag gestalten, ankommt, hat Sozialar-
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beit, insbesondere in der Form stadtteilbezoge-
ner Sozialarbeit und Beratung (HINTE 1999;
HINTE u.a. 1999) hier ihren Wirkungsbereich. 

Wenn nun die Verbesserung der Existenzsi-
cherung, die Aufwertung des Stadtteils als Ort
des Wohnens und des sozialen Austausches
sowie die sozialräumlich erleichterte Teilhabe
an sozialer Infrastruktur in den Gestaltungs-
und Wirkungsbereich kommunaler Sozialpolitik
und einer hierauf bezogenen Kinder- und Ju-
gendhilfe gehört, dann eröffnen sich damit
auch realistische Chancen zur „Revitalisierung“
sozial benachteiligter Regionen.
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